
Die Verkaufs- und Lieferbedingungen 
der Firma Würthner GmbH, Trossingen 

 
Vorbemerkung 

Die nachfolgenden Verkaufs- und Lieferbedingungen bilden als Ergänzung des geltenden Rechtes die 
Grundlage der Liefer- und Leistungsverträge der Firma Würthner GmbH (nachfolgend „Lieferer“ 
genannt) und dem Auftraggeber (nachfolgend „Besteller“ genannt).  

Sie gelten nur gegenüber Kaufleuten, wenn der Vertrag zum Betrieb ihres Handelsgewerbes gehört, 
juristischen Personen des öffentlichen Rechtes oder einem öffentlich-rechtlichen Sondervermögen.  
 

§ 1 
Anwendung 

 
1. Aufträge werden hinsichtlich Art und Umfang der Lieferung erst durch die Auftragsbestätigung des 

Lieferers verbindlich. Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform. 
 

2. Diese Bedingungen gelten bei ständigen Geschäftsbeziehungen auch für künftige Geschäfte, bei 
denen nicht ausdrücklich auf sie Bezug genommen wird, wenn sie bei einem früheren Auftrag von 
den Partnern vereinbart wurden. Auch mündliche, fernmündliche, per Fax oder EDV erteilte 
Aufträge des Bestellers werden nur unter Einbeziehung der Verkaufs- und Lieferbestimmungen 
des Lieferers angenommen. 
 

3. Widerspricht der Besteller der Auftragsbestätigung nicht innerhalb einer Arbeitswoche nach deren 
Erhalt, gelten die Verkaufs- und Lieferbedingungen in vollem Umfang und uneingeschränkt als 
angenommen. 
 

4. Sollen anders lautende Bestimmungen des Bestellers oder des Lieferers an die Stelle dieser 
Verkaufs- und Lieferbedingungen  treten, müssen sie von den Partnern ausdrücklich vereinbart 
werden.  
 

5. Allgemeine Vertrags- und Geschäftsbeziehungen, insbesondere Einkaufsbedingungen des 
Bestellers verpflichten den Lieferer nur, wenn sie von ihm ausdrücklich anerkannt werden. Sie 
verpflichten den Lieferer auch dann nicht, wenn er ihnen im Einzelfall nicht besonders widerspricht.  
 

§ 2 
Preise 

 
1. Eine verbindliche Preisfestlegung erfolgt erst durch schriftliche Auftragsbestätigung des Lieferers 

und unter dem Vorbehalt, dass die der Auftragsbestätigung zugrunde gelegten Auftragsdaten 
unverändert bleiben. Die Preise des Lieferers verstehen sich ab Werk in EUR zzgl. der zum 
Zeitpunkt der Lieferung geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer, es sei denn, es werden 
anderweitige Angaben gemacht. 
 

2. Verpackung, Porto, Versicherung und sonstige Versandkosten sind nicht eingeschlossen und 
werden zusätzlich in Rechnung gestellt. 
 

3. Nach erfolgter bestätigter Bestellung auf Wunsch des Bestellers vorgenommene Veränderungen 
des Werkgegenstandes werden dem Besteller berechnet. Davon unberührt bleibt der 
Zahlungsanspruch des Lieferers hinsichtlich der ursprünglichen Bestellung.  
 

4. Dem Besteller wird kein Recht zur Stornierung eines bereits angenommenen Auftrages 
eingeräumt. Eine Kündigung des Vertrages durch den Besteller vor Vollendung des Werkes ist nur 
bei Vorliegen eines wichtigen Grundes möglich. In diesem Fall steht dem Lieferer die vereinbarte 
Vergütung unter Anrechnung seiner ersparten Aufwendungen zu. 
 

5. Konstruktionszeichnungen, Werkzeuge, Muster und ähnliche Vorarbeiten, die vom Besteller 
veranlasst sind, werden auch dann berechnet, wenn der Auftrag nicht erteilt wird. Insoweit gelten 
diese Bedingungen bereits vor Auftragserteilung.  

 
§ 3 

Liefermenge, Lieferfrist 
 
1. Fertigungsbedingte Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 10 % der bestellten Menge sind zulässig.  

 
2. Der Lieferer ist zu Teillieferungen und - leistungen berechtigt. 

 
3. Die vom Lieferer angegebenen Lieferzeiten beziehen sich auf das Versanddatum der Ware. Sie 

gelten als eingehalten, wenn die Ware zu diesem Zeitpunkt das Werk verlässt oder die 
Lieferbereitschaft dem Besteller mitgeteilt wird.  
 

4. Insoweit handelt es sich grundsätzlich um unverbindliche Lieferfristen. Um verbindliche 
Liefertermine handelt es sich ausschließlich dann, wenn der Liefertermin schriftlich gegenüber dem 
Besteller als verbindlich bestätigt worden ist. Wird ein schriftlich vereinbarter Liefertermin nicht 
eingehalten, tritt Verzug erst nach Ablauf der vom Besteller eingeräumten angemessen 
Nachfrist ein.  
 

5. Die vereinbarte Lieferfrist beginnt erst nach Klärung sämtlicher technischer und kaufmännischer 
Einzelheiten. Ist für die Herstellung des Werkes oder für die Durchführung der Lieferung eine 
Handlung des Bestellers erforderlich, so beginnt die Lieferfrist erst mit der vollständigen 
Ausführung dieser Handlung durch den Besteller.  
 

6. Im Falle des Lieferverzuges kann der Besteller nach fruchtlos abgelaufener, angemessener 
Nachfrist vom Vertrag zurücktreten; im Falle der Unmöglichkeit der Leistung des Lieferers steht 
ihm dieses Recht auch ohne Nachfrist zu. 
Ansprüche auf Schadensersatz (inkl. etwaiger Folgeschäden) sind unbeschadet des Abs. 7 
ausgeschlossen; gleiches gilt für Aufwendungsersatz. 
 

7. Der unter Abs. 6 geregelte Haftungsausschluss gilt nicht, sofern ein Ausschluss oder eine 
Begrenzung der Haftung für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit vereinbart ist, die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung des 
Verwenders oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen 
Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Lieferers beruhen; er gilt ebenfalls nicht, sofern ein 
Ausschluss oder eine Begrenzung der Haftung für sonstige Schäden vereinbart ist, die auf einer 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Lieferers oder auf einer vorsätzlichen 
oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des 
Lieferers beruhen. 
Sofern der Lieferer schuldhaft eine wesentliche Vertragspflicht oder eine „Kardinalpflicht“ verletzt, 
ist die Haftung nicht ausgeschlossen, sondern auf den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden 
begrenzt. Für den Fall des Aufwendungsersatzes gilt das Vorstehende entsprechend.  
 

8. Die Haftungsbegrenzungen aus Abs. 6 und 7 gelten nicht, sofern ein kaufmännisches Fixgeschäft 
vereinbart wurde; gleiches gilt dann, wenn der Besteller wegen des vom Lieferer zu vertretenen 
Verzuges geltend machen kann, dass sein Interesse an der Vertragserfüllung weggefallen ist.  

 
9. Ereignisse höherer Gewalt beim Lieferer oder seinen Unterlieferanten verlängern die Lieferzeit 

angemessen. Dies gilt auch bei behördlichen Eingriffen, Energie- und 
Rohstoffversorgungsschwierigkeiten, Streiks, Aussperrungen und unvorhersehbaren 
Liefererschwernissen, sofern sie vom Lieferer nicht zu vertreten sind. Der Lieferer wird den 
Besteller hiervon unverzüglich benachrichtigen. Der Lieferer hat Beeinträchtigungen des Bestellers 
so gering wie möglich zu halten, gegebenenfalls durch Herausgabe der Formen, Werkzeuge und 
Vorrichtungen für die Dauer der Behinderung. 
 
 
 
 
 
 

§ 4 
Gefahrübergang, Verpackung und Versand 

 
1. Die Gefahr geht bei einer Holschuld mit der Übergabe an den Besteller auf diesen über. Gleiches 

gilt bei Schickschulden ab der Übergabe an die Transportperson. Bei Bringschulden geht die 
Gefahr mit Verlassen des Werkgeländes über. 
 

2. Bei vom Besteller zu vertretenden Verzögerungen der Absendung geht die Gefahr bereits mit der 
Mitteilung der Versandbereitschaft über. 
 

3. Sofern nichts anderes vereinbart ist, wählt der Lieferer Verpackung und Versandart nach bestem 
Ermessen. Auf schriftliches Verlangen des Bestellers wird die Ware zu seinen Lasten gegen 
Bruch-, Transport- und Feuerschäden versichert.  

 
§ 5 

Materialbeistellungen 
 
1. Werden Materialien vom Besteller beigestellt, so sind sie auf seine Kosten und Gefahr mit einem 

angemessenen Mengenzuschlag, mindestens jedoch 5 %, rechtzeitig und entsprechend 
vereinbarter Spezifikation anzuliefern. 
 

2. Bei Nichterfüllung dieser Voraussetzungen verlängert sich die Lieferzeit angemessen. Außer in 
Fällen höherer Gewalt trägt der Besteller die entstehenden Mehrkosten auch für die dadurch 
verursachten Fertigungsunterbrechungen. 
 

§ 6 
Formen, Werkzeuge und Vorrichtungen 

 
1. Der Preis für die Neu-Formen enthält auch die Bemusterungskosten, nicht jedoch die Kosten für 

Prüf- und Bearbeitungsvorrichtungen sowie für vom Besteller veranlasste Änderungen.  
 

2. Sofern nichts anders vereinbart, ist und bleibt der Lieferer Eigentümer der für den Besteller durch 
den Lieferer selbst oder einem von ihm beauftragten Dritten hergestellten Formen. Diese werden 
nur für Aufträge des Bestellers verwendet, solange der Besteller seinen Zahlungs- und 
Abnahmeverpflichtungen nachkommt. Die Verpflichtung des Lieferers zur Aufbewahrung erlischt 
zwei Jahre nach der letzten Teile-Lieferung aus der Form und vorheriger Benachrichtigung des 
Bestellers.  
 

3. Wenn der Besteller Eigentümer der Formen, Werkzeuge und Vorrichtungen ist, hat der Lieferer das 
Recht, die Formen, Werkzeuge und Vorrichtungen zurückzubehalten, bis der Besteller alle 
Bedingungen der Vereinbarung erfüllt hat. Die Übergabe der Formen, Werkzeuge und 
Vorrichtungen an den Besteller wird durch die Aufbewahrungspflicht des Lieferers ersetzt. 
Unabhängig von dem gesetzlichen Herausgabeanspruch des Bestellers und von der Lebensdauer 
der Formen, Werkzeuge und Vorrichtungen ist der Lieferer bis zur Abnahme einer zu 
vereinbarenden Mindeststückzahl und/oder bis zum Ablauf eines bestimmten Zeitraumes zum 
ausschließlichen Besitz der Formen, Werkzeuge und Vorrichtungen berechtigt. Der Lieferer hat die 
Formen, Werkzeuge und Vorrichtungen als Fremdeigentum zu kennzeichnen und auf Verlangen 
des Bestellers auf dessen Kosten zu versichern.  
Für den Fall der Herausgabe der Formen, Werkzeuge und Vorrichtungen und damit verbundenem 
Know-how-Transfer hat der Lieferer einen Anspruch auf angemessenen Ausgleich. 
 

4. Bei bestellereigenen Formen, Werkzeugen und Vorrichtungen gem. Ziffer 3 und/oder vom Besteller 
leihweise zur Verfügung gestellten Formen, Werkzeugen und Vorrichtungen beschränkt sich die 
Haftung des Lieferers bezüglich Aufbewahrung und Pflege auf die Sorgfalt wie in eigenen 
Angelegenheiten. Kosten für Wartung und Versicherung trägt der Besteller.  
Die Verpflichtungen des Lieferers erlöschen, wenn nach Erledigung des Auftrages und 
entsprechender Aufforderung der Besteller die Formen, Werkzeuge und Vorrichtungen nicht 
abholt.  
In diesem Falle ist er berechtigt, die Formen, Werkzeuge und Vorrichtungen auf Kosten des 
Bestellers an diesen zurückzugeben.  
Solange der Besteller seinen vertraglichen Verpflichtungen nicht in vollem Umfange 
nachgekommen ist, steht dem Lieferer in jedem Falle ein Zurückbehaltungsrecht an den Formen, 
Werkzeugen und Vorrichtungen zu.  

 
§ 7 

Eigentumsvorbehalt 
 
1. Die Lieferungen bleiben Eigentum des Lieferers bis zur Erfüllung sämtlicher gegenwärtiger und 

zukünftig entstehenden Forderungen aus der  Geschäftsbeziehung, auch wenn der Kaufpreis für 
besonders bezeichnete Forderungen bezahlt ist. Bei laufender Rechnung gilt das vorbehaltene 
Eigentum an den Lieferungen (Vorbehaltsware) als Sicherung für die Saldorechnung des Lieferers.  
 

2. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Lieferer 
berechtigt, die Ware zurückzunehmen; der Besteller stimmt eine Rücknahme in diesem Fall schon 
jetzt zu. In der Rücknahme liegt nur dann ein Rücktritt vom Vertrag vor, wenn dies vom Lieferer 
ausdrücklich erklärt wird. Die dem Lieferer durch die Rücknahme entstehenden Kosten 
(insbesondere Transportkosten) gehen zu Lasten des Bestellers. Der Lieferer ist ferner berechtigt, 
dem Besteller jede Weiterveräußerung oder Verarbeitung der unter Eigentumsvorbehalt gelieferten 
Waren zu untersagen und eine eventuell erteilte Einzugsermächtigung zu widerrufen. Die 
Auslieferung der ohne ausdrückliche Rücktrittserklärung zurückgenommenen Waren kann der 
Besteller erst nach restloser Zahlung des Kaufpreises und aller Kosten verlangen. 
 

3. Der Besteller ist verpflichtet, die Waren pfleglich zu behandeln.  
 

4. Der Besteller darf den Liefergegenstand und die an seine Stelle tretenden Forderungen weder 
verpfänden noch zur Sicherung übereignen oder abtreten. Bei Pfändungen oder sonstigen 
Eingriffen Dritter hat der Besteller den Lieferer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, damit 
dieser Klage gem. § 771 ZPO erheben kann. Kosten, die dem Lieferer trotz Obsiegens im 
Rechtsstreit nach § 771 ZPO verbleiben, hat der Besteller zu tragen. 
 

5. Der Besteller ist berechtigt, die Ware im ordentlichen Geschäftsgang weiterzuverkaufen, zu 
verarbeiten oder zu vermischen; dabei tritt er dem Lieferer jedoch bereits jetzt alle Forderungen 
aus der Weiterveräußerung, der Verarbeitung, der Vermischung oder aus sonstigen 
Rechtsgründen (insbesondere aus Versicherungen oder unerlaubten Handlungen) in Höhe des mit 
dem Lieferer vereinbarten Faktura-Endbetrages (inkl. Umsatzsteuer) ab. 
Zur Einziehung dieser Forderungen bleibt der Besteller auch nach der Abtretung befugt, wobei die 
Befugnis des Lieferers, die Forderung selbst einzuziehen, unberührt bleibt. Der Lieferer verpflichtet 
sich jedoch, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Besteller seinen 
Zahlungsverpflichtungen aus den vereinnahmten Erlösen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug ist 
und kein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder Zahlungseinstellung 
vorliegt.  
Ist dies aber der Fall, hat der Besteller den Lieferer auf Verlangen die abgetretenen Forderungen 
und die Schuldner bekannt zu geben, alle zum Einzug erforderlichen Angaben zu machen, die 
dazugehörigen Unterlagen auszuhändigen und dem Schuldner (Dritten) die Abtretung mitzuteilen.  
Die Einzugsermächtigung kann vom Lieferer im Falle von Vertragsverletzungen (insbesondere 
Zahlungsverzug) durch den Besteller widerrufen werden. 
 

6. Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auch auf die durch Verarbeitung, Vermischung oder 
Verbindung der gelieferten Ware entstehenden Erzeugnisse zu deren vollem Wert, wobei diese 
Vorgänge für den Lieferer erfolgen, sodass diese als Herstellung gilt. Bleibt bei einer Verarbeitung, 
Vermischung oder Verbindung mit Waren Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so erwirbt der 
Lieferer Miteigentum im Verhältnis der objektiven Werte dieser Waren.  
 

7. Solange eine Forderung des Lieferers besteht ist er berechtigt, vom Besteller jederzeit Auskunft zu 
verlangen, welche Lieferungen unter Eigentumsvorbehalt noch in dem Besitz des Lieferers und an 
welchem Ort sich diese befinden. Der Lieferer ist ferner berechtigt, diese Lieferung jederzeit an der 
Stelle zu besichtigen und zurückzuholen. 



 
8. Der Besteller tritt dem Lieferer auch die Forderungen zur Sicherung seiner Forderungen gegen ihn 

ab, die durch Verbindung der Liefergegenstände mit einem Grundstück gegen einen Dritten 
erwachsen.  
 

9. Die dem Lieferer zustehenden Sicherheiten werden insoweit nicht erfasst, als der Wert dessen 
Sicherheiten den Wert der zu sichernden Forderungen um mehr als 30 % übersteigt. 
 

10. Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehaltes bei Zahlungsverzug oder Gefährdung sowie die 
Pfändung des Liefergegenstandes durch den Lieferer gilt als Rücktritt vom Vertrag.  

 
§ 8 

Zahlungsbedingungen 
 
1. Sämtliche Zahlungen sind in Euro ausschließlich an den Lieferer zu leisten.  

 
2. Falls nichts anderes vereinbart ist, ist der Kaufpreis 

a) für Formen mit 1/3 bei Auftragsbestätigung, mit weiteren 1/3 nach Vorlage vertragsgemäßer 
Ausfallmuster sowie mit einem weiteren 1/3 nach Abnahme des Ausfallmusters jeweils ohne 
Skonto zu zahlen. Im Falle von Änderungsaufträgen des Bestellers vor Formenfertigstellung 
und Bestätigung durch den Lieferer sind alle bis dahin angefallenen Kosten zu erstatten.  

b) für Fertigteile oder sonstige Leistungen innerhalb von 10 Tagen nach Rechnungsdatum zu 
zahlen. Eine etwaige Skontogewährung setzt den Ausgleich aller früher fälligen Rechnungen 
voraus.  

c) verweigert der Besteller die Abnahme des Ausfallmusters ohne rechtfertigen Grund, so steht 
dem Lieferer ohne weitere Mahnung die Zahlung des letzten Rate in Höhe von 1/3 des 
Kaufpreises zu. Die Abnahme des Ausfallmusters hat innerhalb von 30 Tagen zu erfolgen. 
  

3. Kommt der Besteller in Zahlungsverzug, ist der Lieferer berechtigt, Verzugszinsen in Höhe von 8 % 
Punkten über dem Basiszinssatz zu berechnen. Dabei kann er jederzeit einen höheren 
Zinsschaden nachweisen und in Rechnung stellen. 
 

4. Wenn der Besteller fällige Rechnungen nicht bezahlt, ein eingeräumtes Zahlungsziel überschreitet 
oder sich nach Vertragsschluss die Vermögensverhältnisse des Bestellers verschlechtern oder der 
Lieferer nach Vertragsschluss ungünstige Auskünfte über den Besteller erhält, die seine 
Zahlungsfähigkeit oder Kreditwürdigkeit in Frage stellen, so ist der Lieferer berechtigt, die gesamte 
Restschuld des Bestellers sofort fällig zu stellen und unter Abänderung der getroffenen 
Vereinbarungen Vorauszahlungen oder Sicherheitsleistungen oder nach erfolgter Lieferung 
sofortige Zahlung aller Forderungen, die auf dem selben Rechtsverhältnis beruhen, zu verlangen. 
Außerdem ist der Lieferer berechtigt, nach angemessener Nachfrist vom Vertrag zurückzutreten 
oder Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. Der Lieferer ist berechtigt eingehende 
Zahlungen zunächst auf ältere Forderungen, dann auf Kosten und Zinsen der Hauptleistung und 
erst zuletzt auf die Hauptforderung anzurechnen. 
 

5. Aufrechnungsrechte stehen dem Besteller nur zu, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig 
festgestellt, unbestritten oder vom Lieferer anerkannt sind. 
 

6. Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes ist der Besteller insoweit befugt, als sein 
Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruht. 
 

7. Zur Hereinnahme von Wechseln und Schecks ist der Lieferer nicht verpflichtet. Gutschriften 
diesbezüglich gelten stets als vorbehaltlich der Einlösung (zahlungshalber, nicht an Erfüllung statt); 
sie erfolgen mit Wertstellung des Tages, in dem der Lieferer über den Gegenwert verfügen kann. 
Wechsel werden unter Belastung des dem Lieferer bei der Weitergabe berechneten Diskonts, der 
Stempelsteuer und Bankgebühren gegebenenfalls Einzugsspesen angerechnet. 
 

8. Weitergehende vertragliche oder gesetzliche Ansprüche im Falle des Verzuges bleiben 
vorbehalten.  

 
§ 9 

Mängelhaftung 
 
1. Die gelieferten Gegenstände sind unverzüglich nach Ablieferung an den Besteller oder an den von 

ihm bestimmten Dritten sorgfältig nach den handelsüblichen Gepflogenheiten zu untersuchen 
(Wareneingangskontrolle). Beanstandungen wegen erkennbarer äußerer Mängel bei Lieferung 
können nur dann berücksichtigt werden, wenn unverzüglich, spätestens aber innerhalb von 6 
Werktagen nach Empfang der Ware schriftlich gerügt wird. Bei versteckten Mängeln muss binnen 6 
Werktagen nach Entdeckung des Mangels oder in dem Zeitpunkt, in dem der Mangel für den 
Besteller bei normaler Verwendung des Liefergegenstandes ohne nähere Untersuchung erkennbar 
gerügt werden könnte. Weitergehende Obliegenheiten des Kaufmanns gemäß § 377 HGB bleiben 
unberührt. 
 

2. Wird der Mangel nicht gerügt, geht der Besteller seine Gewährleistungsrechte wegen festgestellter 
oder feststellbarer Mängel verlustig. 
 

3. Soweit ein Mangel der Kaufsache vorliegt, ist der Lieferer nach seiner Wahl zur Beseitigung des 
Mangels oder zur Lieferung einer mangelfreien Sache berechtigt (Nacherfüllung).  
Voraussetzung dafür ist, dass es sich um einen nicht unerheblichen Mangel handelt.  
Schlägt die Nacherfüllung fehl, ist der Lieferer zu einer wiederholten Nacherfüllung berechtigt. 
Auch im Falle einer wiederholten Nacherfüllung entscheidet der Lieferer zwischen Neulieferung 
oder Mängelbeseitigung.  
 
Sollte eine der beiden oder beide Arten dieser Nacherfüllung unmöglich oder unverhältnismäßig 
sein, ist der Lieferer berechtigt, sie zu verweigern.  
Der Lieferer kann die Nacherfüllung verweigern, solange der Besteller seinen Zahlungspflichten 
ihm gegenüber nicht in einem Umfang erfüllt, der den mangelfreien Teil der Leistung entspricht.  
 

4. Sollte die in Abs. 3 genannte Nacherfüllung unmöglich sein oder fehlschlagen, steht dem Besteller 
das Wahlrecht zu, entweder den Kaufpreis entsprechend herabzusetzen oder vom Vertrag nach 
den gesetzlichen Vorschriften zurückzutreten; dies gilt insbesondere bei der schuldhaften 
Verzögerung oder Verweigerung der Nacherfüllung, ebenso wenn diese zum zweiten Male 
misslingt. Soweit sich nachstehend (Abs. 8) nichts anderes ergibt, sind weitere Ansprüche des 
Bestellers gleich aus welchem Rechtsgrunde (insbesondere Ansprüche aus Verletzung von 
vertraglichen Haupt- und Nebenpflichten, Aufwendungsersatz mit Ausnahme desjenigen nach § 
439 Abs. 2 BGB, unerlaubter Handlung sowie sonstiger deliktischer Haftung) ausgeschlossen; dies 
gilt insbesondere für Ansprüche aus Schäden außerhalb der Kaufsache sowie für Anspruch auf 
Ersatz entgangenen Gewinnes; erfasst sind auch Ansprüche, die nicht aus der Mangelhaftigkeit 
der Kaufsache resultieren.  
 

5. Der Besteller ist verpflichtet, alle innerhalb der vereinbarten Gewährleistungsfrist auftretenden 
Mängel ausschließlich durch den Lieferer beheben zu lassen. Unterlässt der Besteller dies oder 
behebt er diesen Mangel selbst oder durch Dritte, erlöschen jegliche Gewährleistungsrechte und 
die dem Besteller dadurch entstanden Kosten hat dieser selbst zu tragen. 
 

6. Weder die Mängelrüge noch die Vornahme einer Gewährleistungshandlung hemmen den Ablauf 
der Verjährung von Gewährleistungsansprüchen oder lassen die Verjährung dieser Ansprüche neu 
beginnen. Für die Nachbesserung oder Ersatzlieferung sowie für reparaturbedingt ausgetauschte 
Ersatzteile wird weder eine eigenständige neue Gewährleistungsfrist noch eine eigenständige, 
neue Verjährungsfrist in Lauf gesetzt. 

 
7. Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch bei Lieferung einer anderen Sache oder einer 

geringeren Menge. 
 

8. Der in Abs. 4 geregelte Haftungsausschluss gilt nicht, sofern ein Ausschluss oder eine Begrenzung 
der Haftung für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
vereinbart ist, die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung des Verwenders oder 
einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder 

Erfüllungsgehilfen des Verwenders beruhen; er gilt ebenfalls nicht, sofern ein Ausschluss oder eine 
Begrenzung der Haftung für sonstige Schäden vereinbart ist, die auf einer vorsätzlichen oder grob 
fahrlässigen Pflichtverletzung des Verwenders oder auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Verwenders beruhen. 
Sofern der Lieferer eine wesentliche Vertragspflicht oder eine „Kardinalspflicht“ (das sind solche 
Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Auftraggeber regelmäßig vertraut und vertrauen darf)  
verletzt, ist die Haftung nicht ausgeschlossen, sondern auf den vertragstypischen vorhersehbaren 
Schaden begrenzt. Im Übrigen ist sie gem. Abs. 2 ausgeschlossen. 
Der Haftungsausschluss gilt ferner nicht in den Fällen, in denen nach Produkthaftungsgesetz bei 
Fehlern des Liefergegenstandes für Personen- oder Sachschäden an privat genutzten 
Gegenständen gehaftet wird. 
Er gilt auch nicht bei Übernahme einer Garantie und bei Zusicherung einer Eigenschaft, falls 
gerade ein davon umfasster Mangel die Haftung des Lieferers auslöst. Für den Fall des 
Aufwendungsersatzes gilt Vorstehendes entsprechend. Eine Änderung der Beweislast zum 
Nachteil des Auftraggebers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 
 

9. Es wird keine Gewähr für Schäden aus nachfolgenden Gründen übernommen: 
Ungeeignete oder unsachgemäße Verwendung, fehlerhafte Montage durch den Besteller oder 
Dritte, natürliche Abnutzung, fehlerhafte oder nachlässige Behandlung, ungeeignete Betriebsmittel, 
mangelhafte Bauarbeiten, Austauschwerkstoffe, chemische, elektrochemische oder elektrische 
Einflüsse (sofern sie nicht vom Lieferer zu vertreten sind), unsachgemäße und ohne vorherige 
Genehmigung durch den Lieferer erfolgte Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten seitens des 
Bestellers oder Dritter. Entsprechendes gilt für eigenmächtiges Nacharbeiten oder unsachgemäße 
Behandlung.  
 

10. Die Ansprüche auf Nacherfüllung, Schadensersatz und Verwendungsersatz verjähren in einem 
Jahr nach Ablieferung der Sache. Dies gilt nicht, wenn das Gesetz längere Gewährleistungsfristen 
vorschreibt. 
Die Ansprüche auf Minderung und die Ausübung eines Rücktrittsrechtes sind ausgeschlossen, 
soweit der Nacherfüllungsanspruch verjährt ist.  
Der Käufer kann im Falle des Satzes 3 aber die Zahlung des Kaufpreises insoweit verweigern, als 
er aufgrund des Rücktrittes oder der Minderung dazu berechtigt sein würde; im Falle des 
Rücktrittsausschlusses und einer nachfolgenden Zahlungsverweigerung ist der Lieferer berechtigt, 
vom Vertrag zurückzutreten. 
 

11. Ansprüche aus Herstellerregress bleiben durch diesen Abschnitt unberührt.  
 

12. Für die Konstruktion und die Funktionsfähigkeit der Teile trägt der Besteller allein die 
Verantwortung, auch wenn er bei der Entwicklung beraten wurde – es sei denn, der Lieferer gibt 
eine entsprechende schriftliche Zusicherung.  

 
§ 10 

Haftung 
 
1. Unsere Haftung sowie die Haftung unserer gesetzlichen Vertreter und Erfüllungsgehilfen ist 

ausgeschlossen, es sei denn, sie beruht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit unserer 
gesetzlichen Vertreter und Erfüllungsgehilfen oder sie beruht auf einer schuldhaften Verletzung 
einer Kardinalpflicht (das sind solche Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung 
des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Auftraggeber regelmäßig 
vertraut und vertrauen darf)  oder einer sonstigen wesentlichen Vertragspflicht aus Unmöglichkeit, 
Verzug, positiver Forderungsverletzung, Verschulden bei Vertragsabschluss, Verletzung von 
Nachbesserungspflichten, Verletzung eines selbstständigen Auskunfts- und Beratungs- oder 
Garantievertrages sowie aus unerlaubter Handlung oder bei schuldhafter Verletzung des Lebens, 
des Körpers oder der Gesundheit. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers 
ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 
 

2. Der Lieferer haftet grundsätzlich nicht für Pflichtverletzungen, welche aus Werkleistungen 
resultieren, die gem. der vom Besteller geprüften Zeichnungen, Druckvorlagen oder Muster, 
welche vom Besteller als Fertigungsunterlagen freigegeben wurden, erbracht wurden. Für die 
konstruktive Gestaltung und Richtigkeit der reproduzierten Vorlagen haftet der Lieferer nicht.  
Der Lieferer hat aber die Pflicht, dem Besteller – soweit erkennbar – unverzüglich auf die 
Unmöglichkeit der technischen Umsetzungen der Vorlagen hinzuweisen.  
 

3. Insbesondere wird bei der Erbringung von Werkleistungen nach Vorgabe des Bestellers die 
Haftung für die Verletzung von Schutzrechten Dritter ausgeschlossen. Eine Prüfungspflicht seitens 
des Lieferers besteht im Hinblick auf Schutzrechte Dritter nicht.  
 

4. Kommt wegen Verschuldens des Bestellers ein Liefervertrag nicht zustande, hat der Lieferer 
Anspruch auf angemessene Entschädigung für die von ihm erbrachten Vorleistungen.  
 

§ 11 
Schutzrechte 

 
1. Der Besteller haftet dem Lieferer für die Freiheit der in Auftrag gegebenen Lieferungen und 

Leistungen von Schutzrechten Dritter, stellt den Lieferer von allen entsprechenden Ansprüchen frei 
und haftet für eventuell entstandene Schäden. Eine Überprüfungspflicht des Lieferers besteht 
nicht. 
 

2. An Konstruktionsunterlagen, Modelle usw. des Lieferers  behält dieser sein Eigentums- und 
Urheberrecht vor. Diese dürfen nur mit dessen Genehmigung genutzt oder weitergegeben werden.  
 

§ 12 
Datenschutz 

 
Der Besteller wird hiermit davon informiert, dass der Lieferer die im Rahmen der   
Geschäftsbeziehungen gewonnen personenbezogenen Daten speichert und verarbeitet. Der 
Lieferer hält sich das Recht vor, die Daten, soweit es für die Vertragserfüllung erforderlich ist, 
Dritten zu übermitteln. Dabei werden sämtliche gesetzlichen Bestimmungen eingehalten. 

 
§ 13 

Leistungsort, Gerichtsstand und anwendbares Recht 
 
1. Leistungsort ist Trossingen.  

 
2. Gerichtsstand ist Trossingen, sofern der Besteller auch Kaufmann ist. Der Lieferer ist berechtigt, 

den Besteller auch an anderen zulässigen Gerichtsständen zu verklagen. 
 

3. Hinsichtlich aller Ansprüche und Rechte aus diesem Vertrag gilt ausschließlich Deutsches Recht. 
Die Geltung des UN-Kaufrechtes (CISG) ist ausdrücklich ausgeschlossen.  

 
§ 14 

Sonstige Bestimmungen 
 
1. Änderungen des Vertrages können nur im Einverständnis mit dem Lieferer wirksam werden.  

 
2. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Bedingungen ganz oder teilweise unwirksam oder nichtig 

sein, so bleiben die übrigen Bestimmungen davon unberührt. Die Vertragspartner verpflichten sich 
vielmehr, einer Regelung zuzustimmen, durch die der mit der unwirksamen oder nichtigen 
Bestimmung verfolgte Sinn oder Zweck im wirtschaftlichen Bereich weitgehend erreicht wird.  

 
 
 
 
 
 

(Stand: Dezember 2016)  


